
 

Die Themen heute:          09.10.2023 
▪ Energiepreisbremse: Fristverlängerung für zusätzlichen Entlastungsbetrag  
▪ BAG verbietet Maßregelung durch Fitnessunternehmen 
▪ Der Bundestag beschließt Energieeffizienzgesetz 
 
Liebe Mitglieder, 

heute erhalten Sie eine BfB-Infomail zu obigen Themen – wir bitten um Beachtung! 

Energiepreisbremse: Fristverlängerung für zusätzlichen Entlastungsbetrag  
Die bisherige Frist zum 30. September 2023 für RLM-Kunden zur Beantragung des zusätzlichen Entlastungsbetrags 
wurde bis zum 31. Oktober 2023 verlängert. Für die Berechnung des Entlastungskontingents durch die 
Energiepreisbremsen für Strom und Gas wurde für RLM-Kunden das Jahr 2021 als Referenzjahr festgelegt. RLM-
Kunden sind diejenigen, die spezielle RLM-Zähler (für Strom und/oder Gas) besitzen und einen Jahresverbrauch 
von mehr als 100.000 kWh Strom oder mehr als 1,5 Mio. kWh Gas aufweisen. Bei geringeren Jahresverbräuchen 
genügt ein sogenannter SLP-Zähler. 
 
Trotz dieser offensichtlichen Problematik des Referenzjahres 2021 hat der Gesetzgeber jetzt für RLM-Kunden 
lediglich einen zusätzlichen Entlastungsbetrag gewährt, wenn die Gas- und/oder Stromverbräuche im Jahr 2021 
mindestens 40 Prozent geringer waren als im Jahr 2019. Die Frist für den Antrag wurde nun bis zum 31. Oktober 
2023 verlängert. Weitere Informationen finden Sie hier sowie in den FAQs.  
 
Kontakt zur Prüfbehörde Energiepreisbremsen 
Fon: +49 30 2636 1111 
E-Mail: de_pruefbehoerde_epb@pwc.com  
Homepage: pruefbehoerde.pwc.de/  

 

BAG verbietet Maßregelung durch Fitnessunternehmen 
Hat ein Arbeitgeber einmal „Dank und gute Wünsche" im Arbeitszeugnis ausgesprochen, darf er nach dem 
aktuellen Urteil des Bundesarbeitsgerichtes (BAG) auch nicht davon abrücken, wenn eine Mitarbeiterin mehrmals 
von ihm eine Zeugniskorrektur verlangt hat. Dies ist ein Verstoß gegen das arbeitsrechtliche Maßregelungsverbot 
(§ 612a BGB).  
 
Die im Zeugnis übliche Schlussformel mit Dank und guten Wünschen für die Zukunft ist zwar in Arbeitszeugnissen 
üblich, allerdings besteht kein Rechtsanspruch auf eine solche Formulierung. Im zu entscheidenden Fall musste 
das BAG beurteilen, ob ein Fitnessunternehmen bei der dritten von der ausscheidenden persönlichen Assistentin 
der Geschäftsführung geforderten Zeugniskorrektur, die ursprünglich verwendete Dankesformel weglassen 
durfte.  
 
Das BAG gab der Arbeitnehmerin Recht. Durch die einmal verwendete Formulierung habe sich der Arbeitgeber 
selbst gebunden. Aus dem Maßregelungsverbot folge, dass der Arbeitgeber nicht befugt sei, nicht beanstandete 
Teile des Zeugnisses grundlos zu ändern. Gemäß § 612 a BGB dürfe der Arbeitgeber die Mitarbeiterin bei einer 
Vereinbarung oder einer Maßnahme nicht benachteiligen, weil er oder sie in zulässiger Weise seine Rechte 
ausübt. Dieses Maßregelungsverbot sei nicht ich auf das laufende Arbeitsverhältnis beschränkt, stellte das BAG 
fest. (BAG, Urteil vom 6.6.2023, Az. 9 AZR 272/22). 
 
...bitte lesen Sie weiter auf Seite 2! 

https://linkprotect.cudasvc.com/url?a=https%3a%2f%2fwww.dehoga-bundesverband.de%2findex.php%3fid%3d2633%26rid%3dt_63758%26mid%3d1270%26aC%3df289998c%26jumpurl%3d8&c=E,1,QDqE4kP-s1h1d6t0wRW80XH8hatjhsWjWI7cCpYCFxnJ4XyzLYiCUzK-SMNM-taU99BnJAtsC0lRKCfPxZC_OYPobGtsSaVL6-C82NnTlbEVPnKGvjsGX652&typo=1
mailto:de_pruefbehoerde_epb@pwc.com
https://linkprotect.cudasvc.com/url?a=https%3a%2f%2fwww.dehoga-bundesverband.de%2findex.php%3fid%3d2633%26rid%3dt_63758%26mid%3d1270%26aC%3df289998c%26jumpurl%3d10&c=E,1,hij5LpAxcejTYxSKvK-wVLmI57sbl4AbKsKEDurepqO4ZlioWzIRf3rf2_oZBkggoTzRkRcB-fGcPugK0zP-tyHtKz1K1sUW1SVXRTyExr3z&typo=1


 

Bedeutung für die Branche: Zeugnisrechtsstreitigkeiten lohnen sich selten. Um schon bei der Erstellung eines 
Zeugnisses ausscheidenden Mitarbeitern keinen Grund für einen Korrekturanspruch zu liefern, wenden Sie sich 
gerne an die Geschäftsstelle: info@bundesfachverband-besonnung.de!  
Wir werden dem Thema jedoch auch ein „Spezial“ in der nächsten Ausgabe unseres Mitgliedermagazins 
SonnenSeiten widmen, welche noch vor Weihnachten bei Ihnen auf dem Tisch „landen“ wird! 
 
 

Der Bundestag beschließt Energieeffizienzgesetz 
Zum 01.01.2024 wird das neue Energieeffizienzgesetz (EnEfG), welches am 21.09.2023 im Bundestag 
verabschiedet wurde, in Kraft treten. Ziel ist es, bis 2030 den Primär- und Endenergieverbrauch in Deutschland 
zu senken.  
 
Unternehmen mit einem Jahresenergieverbrauch von mehr als 7,5 Gigawattstunden werden dann verpflichtet 
Energie- oder Umweltmanagementsysteme einzuführen. 
 
Für Unternehmen mit einem Jahresenergieverbrauch von mehr als 2,5 Gigawattstunden besteht die Pflicht, Pläne 
für wirtschaftliche Energieeffizienzmaßnahmen zu erstellen und zu veröffentlichen. Über die Umsetzung 
geeigneter Effizienzmaßnahmen entscheiden die Unternehmen selbst. 
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 

Wir wünschen Ihnen allen einen guten Start in die Woche! 

Herzliche Grüße  
Bundesfachverband Besonnung e. V.   

Quelle/n:  
DSSV e. V. 
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